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Der IX. Parteitag der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands stellte 
die Aufgabe, in der Deutschen Demokratischen Republik weiterhin die 
entwickelte sozialistische Gesellschaft zu gestalten und so grundlegende 
Voraussetzungen für den allmählichen Übergang zum Kommunismus zu 
schaffen. Dabei wächst die Verantwortung der Volksvertretungen als 
gewählte Machtorgane des sozialistischen Staates der Arbeiter und 
Bauern. Ihre Tätigkeit wird durch die immer umfassendere und sach­
kundigere Teilnahme der Werktätigen und ihrer Kollektive an der Leitung 
und Planung der politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Entwicklung, an der Vorbereitung, Durchführung und Kontrolle der 
Gesetze und staatlichen Entscheidungen geprägt.

Die Wahlen zu den Volksvertretungen sind Höhepunkte im gesell­
schaftlichen Leben der Deutschen Demokratischen Republik. Ihre Vor­
bereitung und Durchführung dient der Stärkung der sozialistischen Staats­
macht und der weiteren Entfaltung und Vervollkommnung der sozialisti­
schen Demokratie.

Über die Wahlen zu den Volksvertretungen der Deutschen Demokra­
tischen Republik beschließt die Volkskammer folgendes Gesetz:

I.
Wahlgrundsätze

§ 1
(1) Die Bürger der Deutschen Demokratischen Republik wählen in 

Verwirklichung des Grundrechtes auf Mitbestimmung und Mitgestaltung 
ihre Volksvertretungen. Dabei sind unverzichtbare sozialistische Wahl-
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